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Lieber Leser!

In der Zeit vom 13.-17. Mai 1979 trat die 6. Synode
der EKD im Johannesstift zu Berlin-Spandau zu ihrer
ersten, konstituierenden Sitzungsperiode zusammen.
Wer die innere Entwicklung ihrer Vorgängerin über
sechs Jahre verfolgt hatte, durfte gespannt sein, wie
sich die neue Synode, in der etwa 40% neue Mit-
glieder sitzen, bei ihrer ersten Zusammenkunft dar-
stellen würde.

Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Wenn nicht
alles trügt, darf man auf einen Abbau übertriebener
Spannungen und damit zugleich darauf hoffen, daß
sich die 6. Synode ihres kirchlichen Auftrags mehr
bewußt ist, als es bei der 5. Synode mitunter der Fall
war.

Beherrschende Themen waren wie bei jeder Neu-
konstituierung der Ratsbericht, den man als das
„kirchenpolitische Testament" des scheidenden Rates
und vor allem des scheidenden Ratsvorsitzenden zu
werten pflegt, und — selbstverständlich — die Wahl
des neuen Rates.

Der Bericht des Ratsvorsitzenden, Landesbischof
D. Helmut Claß, kreiste in eindrucksvoller, ja be-
wegender Weise immer wieder um den einen Gedan-
ken: daß die Kirche bei aller Notwendigkeit des Han-
delns in der Welt und auch im politischen Raum zu-
nächst einmal zur Besinnung auf das Wort Gottes als
das Zentrum ihres Auftrags verwiesen sei, in der
Ungesichertheit und Kompliziertheit der Gegenwart
nicht weniger als zu jeder beliebigen anderen Zeit.
In immer neuen Anläufen versuchte Claß dieses
Thema zu formulieren und zu konkretisieren. Die Ein-
dringlichkeit, mit der das geschah, wird für den, der
den Bericht nicht selbst miterleben konnte, wohl am
besten aus den folgenden Kapitel- und Abschnitts-
überschriften deutlich: „Gewißheit in einer Ungewis-
sen Zeit", „Suche nach Sinn", „Die Notwendigkeit der
Umkehr", „Die Zukunft der Erde", „Verstärkung der
theologischen Arbeit", „Akzente im kirchlichen Le-
ben", „Aus Glauben vorläufig gestalten", „Kirche und
junge Generation", „Friede, Gerechtigkeit, Solidari-
tät". Man möchte hoffen, daß der Ruf des scheiden-

den Ratsvorsitzenden, der vor sechs Jahren in Coburg
eigentlich gar nicht „zur Wahl anstand" und der sich
dann doch als der richtige Ratsvorsitzende erwies,
die Wirkung und den Erfolg hat, die ihm zukommen.

Die Aussprache, die sich üblicherweise an den
Ratsbericht anschließt, läßt darauf jedenfalls hoffen.
Sieht man von einigen offenbar unvermeidlichen Vor-
lesungen aus vorbereiteten Manuskripten ab, so
wurde doch deutlich, daß der Ruf zum Wesentlichen
verstanden worden war - vor allem fehlten die sonst
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üblichen Diskussionsbeiträge, in denen darauf hinge-
wiesen zu werden pflegt, daß der Bericht dieses oder
jenes momentane Lieblingsthema dieser oder jener
Gruppierung unbegreiflicherweise nicht behandelt
habe. Ob sich hier ein neuer, dauerhafter Stil an-
bahnt, im Klartext: ob der bisher übliche Resolutions-
eifer künftig etwas abnimmt, wird sich freilich erst



noch zeigen müssen, wenn es bei den kommenden
Sitzungswochen keine Wahlen gibt. Dringend zu wün-
schen wäre es, denn die Vermischung parlamentari-
scher Geschäftigkeit und konziliarer Selbstüberschät-
zung hat die Synode mehr als einmal gehindert, das
zu sein, wofür sie da ist: kirchliches Leitungsorgan.

Daß in der neuen Synode manches weniger ver-
krampft ablaufen könnte als in ihrer Vorgängerin, läßt
auch der Umstand erhoffen, daß es zwischen den
beiden Gruppierungen, die sich innerhalb der Synode
gebildet haben — der mehr „konservativen" Syno-
dalen Arbeitsgemeinschaft und der mehr „progres-
siven" Offenen Kirche —, erstmals ständige Ge-
sprächskontakte gab, wobei allerdings die erste wirk-
liche Absprache zwischen den beiden Gruppen nicht
ganz zum gewünschten Erfolg führte. Daß Abspra-
chen für möglich gehalten wurden und wenigstens
teilweise auch erfolgreich waren, ist aber doch ein
erfreuliches Zeichen.

Die Wahl des neuen Rates darf im wesentlichen als
geglückt bezeichnet werden. Den Außenstehenden
mag es befremden, daß zur Wahl von 14 Personen
insgesamt acht Wahlgänge notwendig waren. Be-
denkt man aber, daß jeder Gewählte eine Zweidrittel-
mehrheit aus Synode und Kirchenkonferenz benötigt,
und bedenkt man ferner, daß nur drei Fünftel der
Synodalen auf die Erfahrung einer früheren Wahl
zurückgreifen konnten, so erscheint der Sachverhalt
weit weniger verwunderlich. Freilich bleibt die Frage,
ob es klug ist, die Ratswahl auch weiterhin in der
ersten Session einer neuen Amtsperiode vornehmen
zu lassen. Der Entwurf einer neuen EKD-Grundord-
nung hatte gerade auch in diesem Punkt eine Ände-
rung vorgesehen. Sollte er, wie zu befürchten, end-
gültig scheitern, so müßte der Gedanke einer Rats-
wahl im zweiten oder auch dritten Amtsjahr der
Synode unbedingt in die dann zweifellos anstehende
„kleine Grundordnungsreform" einbezogen werden.

In Anbetracht dieser besonderen Schwierigkeiten
einer jeden Ratswahl ist es als Zeichen für die Kon-
struktivität der Synode zu werten, daß nach dem
zweiten Wahlgang - neben dem Präses, der dem Rat
kraft Amtes als 15. Mitglied angehört — bereits acht
Ratsmitglieder feststanden, zu denen in den beiden
folgenden Wahlgängen noch ein weiteres Mitglied
hinzutrat. Erst nun gab es eine gewisse Stagnation,
die aber durch die schon erwähnten Kontakte zwi-
schen den beiden synodalen Gruppen wenigstens
teilweise überwunden werden konnte. Daß der dar-
auf folgende Wahlgang nicht auch schon der letzte
war, lag, soweit sich das feststellen läßt, an zwei
Dingen: einmal scheint es innerhalb der „Offenen
Kirche" Unklarheiten über den Umfang der Ab-
sprache gegeben zu haben und zum ändern bezog

die Absprache eine bis dahin nicht gewählte, gleich-
wohl aber hochangesehene Persönlichkeit nicht mit
ein, die trotzdem noch gewählt wurde. Auch das ist
eigentlich ein gutes Zeichen; denn es zeigt, daß sich
die synodalen Gruppierungen — jedenfalls im Augen-
blick — nicht als Fraktionen mit eiserner Fraktions-
disziplin verstehen, sondern daß viele Mitglieder sich
das Recht und die Unabhängigkeit zu einem eigen-
ständigen Urteil bewahren.

Die personelle Zusammensetzung des neuen Rates
zu beurteilen und die neuen Ratsmitglieder womög-
lich in die bekannten Kästchen einzuordnen, kann —
auch abgesehen von der Überlegung, daß bei man-
chem neuen Mitglied ein solches Urteil verfrüht wäre
- nicht Aufgabe dieses Berichtes sein. Verheißungs-
voll ist, daß in der Person von Frau Erika Kimmich
erstmals ein Mitglied der sogenannten Evangelikaien
in den Rat einzog. Es wäre für die evangelische Kir-
che auf die Dauer nicht gut gewesen, wenn diese Be-
wegung, mit der sich Zehntausende identifizieren und
die sich durch eine beispielhafte Gemeindearbeit aus-
zeichnet, aus dem obersten Exekutivorgan der EKD
ferngehalten worden oder auch ferngeblieben wäre.
Auch insoweit hatte der scheidende Ratsvorsitzende
durch öffentliche Äußerungen wichtige Weichen ge-
stellt.

Ein sich ständig wiederholendes Problem ist das
Kräfteverhältnis zwischen den „Kirchenführern" und
den „Laien" im Rat — mit insgesamt neun Sitzen
können die ersteren auch diesmal wieder eine klare
Mehrheit für sich buchen, und dabei ist die neuent-
standene Nordeibische Kirche noch nicht einmal
durch einen ihrer Bischöfe im Rat vertreten. Hier zeigt
sich klarer als an mancher anderen Stelle das
Dilemma der EKD und ihres Rates: Es besteht darin,
daß der Rat einerseits nach evangelischem Verständ-
nis nicht vorrangig ein Gremium von Theologen und
„Kirchenführern" sein sollte, daß er andererseits
aber um so wirksamer sein wird, je mehr seine Be-
schlüsse schon im Stadium ihrer Entstehung von den
großen Landeskirchen mitbestimmt und mitgetragen
werden. Nimmt man die zeitliche Belastung hinzu,
die jedes Ratsmitglied auf sich zu nehmen hat, so
ist es fast bewundernswert, daß der neue Rat wie der
alte in Richard v. Weizsäcker und Helmut Müller wie-
der zwei Mitglieder aufzuweisen hat, die sich nicht
auf eine Lebenszeitanstellung im kirchlichen oder im
öffentlichen Dienst stützen können.

Bleibt eine letzte, nur auf den ersten Blick als peri-
pher zu bezeichnende Beobachtung: In keinem der
Wahlgänge haben die Mitglieder der Synode auch
nur annähernd alle ihnen zustehenden Stimmen ab-
gegeben. Im Gegenteil: Vergleicht man die Gesamt-
zahl der Stimmen, die in einem Wahlgang abgegeben
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werden konnten, mit der Gesamtzahl der wirklich ab-
gegebenen Stimmen, so stellte sich von Wahlgang zu
Wahlgang heraus, daß etwa ein Drittel (!) der Stim-
men nicht abgegeben wurde. Das ist meines Erach-
tens der Überlegung bedürftig. Es versteht sich zwar
von selbst, daß jeder Synodale — besonders wenn er
der Synode erstmals angehört — in den ersten zwei
oder drei Wahlgängen nur die Kandidaten wählt, die
er in jedem Falle im Rat sehen möchte — nur so kann
es ja auch einen Überblick über die wirklich aus-
sichtsreichen Kandidaturen geben. Dann kommt aber
doch sehr rasch die Phase, in der die Zurückhaltung
leicht zur bloßen Taktik und zum Finassieren werden
kann. Das mag bei staatlichen Wahlen oder bei inner-
parteilichen Wahlen noch verständlich sein, obwohl
dort die Abgabe allzu weniger Stimmen meist den
Stimmzettel ungültig macht. Für die Wahl eines kirch-

lichen Organs durch ein kirchliches Organ sollte es
hier zumindest Anstandsgrenzen geben. Aber das ist
ja, wie schon einmal angedeutet, offensichtlich das
Problem des Selbstverständnisses von Synoden über-
haupt: Sie sind weder Parlamente noch Konzile und
machen sich doch mitunter vor, beides gleichzeitig zu
sein.

Mit besten Grüßen und Wünschen

Ihr

Volksfrontpolitik: Modellversudl San Marino
Kai-Uwe von Massel

Am 23. Mai 1978 ist in der kleinen
Republik San Marino im Herzen
Italiens die gemeinsame Regie-
rungszeit von christlichen Demo-
kraten, Sozialisten und Sozialdemo-
kraten zu Ende gegangen. Die
Sozialisten haben sich von ihren
Regierungspartnern losgesagt, um
gemeinsam mit den Kommunisten
eine Volksfrontregierung zu bilden.

Der Versuch der Christlichen
Demokraten, die Mehrheit allein zu
erringen, scheiterte: im „Großen
und Allgemeinen Rat", dem Parla-
ment von San Marino, fehlte ihnen
nach der Parlamentswahl eine
Stimme. Kommunisten und Sozia-
listen regieren mit 31 zu 29 Parla-
mentssitzen.

Seither zeigt die Volksfrontregie-
rung von San Marino, was ent-
schlossene sozialistische Politik be-
wirken kann:

— Die Regierung begann damit, die
Ministergehälter zu verdreifachen
und den Staatsapparat mit eige-
nen Leuten zu überschwemmen.
Heute klagen die San Marinesen
über eine zunehmend aufge-
blähte und arrogante Verwal-
tung, in der es von jüngst er-
nannten kommunistischen und
sozialistischen Beamten wim-
melt.

- Die Präsidentschaft des größten
Bankinstituts der Republik wurde
vom Generalsekretär der sozia-
listischen Partei übernommen.

— Die Schulen werden seit der Re-
gierungsübernahme systematisch

politisiert und mit marxistischem
Gedankengut infiltriert.

Wirtschaftspolitisch bekennen sich
die Minister der neuen Regierung
zum „Einsatz institutioneller Mög-
lichkeiten zur Kontrolle der gesam-
ten Unternehmertätigkeit" (Finanz-
minister Emilio della Balda am
27. März 1979). Der von der christ-
lich-demokratischen Regierung jah-
relang mit Sorgfalt ausbalancierte
Haushalt ist bereits jetzt, wenige
Monate nach der Machtübernahme
durch die Volksfront, hochgradig
defizitär. Das Ziel der neuen Politik
wird klar ausgesprochen: es geht
um eine „fundamentale Verände-
rung" zum „sozialistischen Staat"
(Innenminister Alvaro Selva am
27. März 1979).

Umfassende Veränderungen zeigt
auch die Außenpolitik der neuen
Regierung. Die Wirtschaftsbezie-
hungen zum Sowjetblock werden
auch in den bescheidenen Dimen-
sionen, in denen die Wirtschaft der
kleinen Republik dies erlaubt, ge-
fördert. Kurz nach ihrer Amtsüber-
nahme hat die neue Regierung San
Marino in die Reihe der „nicht ge-
bundenen Staaten" geführt; der so-
zialistische Außenminister Reffi hat
an der Belgrader Konferenz der Un-
gebundenen teilgenommen und
eine Kommission dieser Konferenz
nach San Marino eingeladen.
Demonstrativ hat San Marino Be-
ziehungen zu Kuba aufgenommen.
Die neuen Machthaber bekennen
sich klar dazu, daß die „internatio-
nalen Beziehungen der Republik

verändert werden müssen". Sie
wollen offensichtlich die Republik
aus dem freien Europa herausfüh-
ren und in eine neutralisierte Posi-
tion bringen.

San Marino wird die Weltpolitik
nicht ändern. An der Zwergrepublik
in der Romagna wird das Schicksal
des freien Europa nicht hängen.
Und dennoch: selbst wenn man die
Größenverhältnisse vernachlässigt,
wenn man der Politik in der Zwerg-
republik einige folkloristische Züge
zugesteht, wenn man die Gefahr
einer Volksfrontkeimzelle im Her-
zen Italiens, selbst die Möglichkei-
ten eines starken kommunistischen
Radiosenders in der Republik ge-
ringschätzt, - ein Lehrstück für
Volksfrontpolitik bieten die Ge-
schehnisse in der jahrhundertealten
kleinen Republik mit ihren bisher
freiheitlichen Traditionen am Vor-
abend der Europawahlen für die
Europäer allemal.

Was Kommunisten und Soziali-
sten gemeinsam wollen, gemein-
sam bewirken können, wenn sie
auch nur die knappste Mehrheit
erhalten, das kann uns allen, von
dem winzigen San Marino auf den
Maßstab Europas vergrößert, zei-
gen, worum es bei der Europawahl
am 10. Juni 1979 geht.

(Kai-Uwe von Hasse), MdB, ist
unter anderem stellvertretender
Bundesvorsitzender des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU
sowie Präsident der Europäischen
Union Christlicher Demokraten).



Was wir vom Kirchentag in Nürnberg erwarten können
Harald Uhl

Der 18. Deutsche Evangelische Kir-
chentag findet vom 13. bis zum 17. Juni
In Nürnberg statt. Über 70000 ange-
meldete Dauerteilnehmer signalisieren
ein selbst für kirchliche Großveranstal-
tungen ungewöhnliches und In diesem
Ausmaß unerwartetes Interesse. Die
Losung dieses Kirchentages „Zur Hoff-
nung berufen" steht In Widerspruch zu
den allgemeinen Trends der Resigna-
tion, der Verzagtheit, der fehlenden
Perspektiven. Dieser Widerspruch ge-
gen den Verlust der Hoffnung hat offen-
bar viele Erwartungen geweckt. Was
können wir vom Kirchentag In Nürnberg
erwarten? Welche Impulse können von
ihm für unseren Alltag in Kirche, Politik
und Wirtschaft ausgehen? Die Evange-
lische Verantwortung hat Dr. Dr. Harald
Uhl, der Studienleiter des Deutschen
Evangelischen Kirchentages ist, um
seine Gedanken hierzu gebeten.

Ich erwarte, daß wir auf die
Hoffnungsbotschaft der Bibel hören

Auf dem Kirchentag in Nürnberg
wird viel von der Hoffnung die Rede
sein. Nicht von irgendeiner beliebi-
gen Hoffnung, sondern von der
Hoffnung, zu der wir berufen sind,
der Hoffnung, die im Zeichen des
Kreuzes begonnen hat. Die Hoff-
nungsbotschaft der Bibel ist das

Fundament der Aussagen dieses
Kirchentags. Durch etwa 20 Gottes-
dienste wird der Kirchentag eröff-
net, mit 12 Bibelarbeiten an ver-
schiedenen Stellen der Stadt und
im Messezentrum beginnen die drei
Arbeitstage. In diesen Bibelarbeiten
und den Nachgesprächen — von der
Gruppenarbeit bis zum ökumeni-
schen Bibelmagazin des Bibelwerks
— werden wir der Geschichte und
der Zukunft der biblischen Hoffnung
nachspüren. Vom Bund Gottes mit
Noah über die wunderbare Spei-
sung vieler Tausende bis zur Vision
vom himmlischen Jerusalem wer-
den wir uns der Frage stellen: wo
sind die Wurzeln unserer Hoffnung?
Die Schlußversammlung als Gottes-
dienst unter Leitung des bayeri-
schen Landesbischofs D. Dr. Han-
selmann wird uns unter den Zuruf
des Paulus stellen, daß Hoffnung
nicht zuschanden werden läßt, diese
Hoffnung nicht — und der Präsi-
dent des Lutherischen Weltbundes,
Bischof Kibira aus Tansania, wird
dieses Wort in den Spannungen der
Gegenwart auslegen.

Diese Realisierung der Hoffnungs-
botschaft ist eine gemeinsame Auf-
gabe für die verschiedenen theolo-
gischen und Frömmigkeitstraditio-
nen des Protestantismus. Es hat
seit der Mitte der 60er Jahre man-
che Spannungen und Kritik um die
theologische Ausrichtung des Kir-

chentages gegeben. Diese Kontro-
versen sind im Abklingen. Durch die
Mitwirkung bekannter evangelikaler
Theologen wie Theo Sorg, Ulrich
Parzany oder Johannes Hansen
wird deutlich, daß der Pietismus
nicht nur eine der unverzichtbaren
Wurzeln des Kirchentages seit sei-
ner Gründung durch Reinold von
Thadden-Trieglaff vor 30 Jahren,
sondern von aktueller Bedeutung
für seine heutigen Aufgaben ist.

Ich erwarte, daß wir über die
Wirkung der Hoffnung nachdenken

In drei thematisch gegliederten Be-
reichen werden wir über die Wir-
kung der Hoffnung gemeinsam
nachdenken, mit unserem Nach-
barn sprechen, in den großen Hal-
len des Messezentrums, der Mei-
stersingerhalle und in der Altstadt,
in Podiumsgesprächen, Vorträgen,
Diskussionen, auf Wandzeitungen
und in Anfragen an die Referenten.
Wo erfahren wir den Glauben als
Grund unserer Hoffnung - im Sinn
oder Unsinn unseres Lebens, unse-
rer Gesellschaft, im Einsatz gegen
die Gewaltdrohung rings um uns,
in der Praxis unserer Kirchen? Wie
kann Hoffnung entfaltet werden an-
gesichts der wirtschaftlichen Span-

Beim 18. Deutschen Evangelischen Kirchentag in Nürnberg finden Sie den Evangelischen
Arbeitskreis der CDU/CSU in allen drei Bereichen des Markts der Möglichkeiten.

1. Themenbereich l „Glauben erfahren"
Halle G, Stand 135 (direkt am Eingang)
„Glaube und Politik"

2. Themenbereich II „Hoffnung entfalten"
Halle J - „Kirche und Staat"

3. Themenbereich III „In der Liebe bleiben"
Halle C, Stand 43
„Jugend- und Erwachsenenbildung"



nungen in unseren Ländern und im
Verhältnis zur Dritten Welt, in der
Umweltkrise und der fatalen Alter-
native von Freiheit und Sicherheit?
Kann sich Hoffnung in der Liebe be-
währen: zwischen den Generatio-
nen, in der Familie, in der Kon-
kurrenzsituation von Schule und
Beruf?

Entscheidend für die Bewährung
der Hoffnungsbotschaft in Nürnberg
wird sein, ob die Generationen zu
einem gemeinsamen Gespräch
kommen. Noch stehen wir unter
dem Eindruck der Holocaust-Frage:
Wie konnte das geschehen? — die
doch nur die Frage vom Beginn der
Schuldverstrickung des Menschen
weiterführt: Kain, wo ist dein Bru-
der Abel? Die Arbeitsgemeinschaft
Juden und Christen wird die Fragen
im Zusammenhang mit dem ge-
schichtlichen Holocaust vor einer
Generation im besonderen aufneh-
men, aber hier wie in den anderen
Bereichen des thematischen Pro-
gramms wird die Frage letztlich
lauten: Wo ist dein Bruder Abel —
heute? - Auf dem Katholikentag in
Freiburg 1978 wurde das Wort von
der Sprachlosigkeit, dem Schwei-
gen zwischen den Generationen ge-
prägt. Dieses Wort — eine ein-
drucksvolle Beschreibung vieler
Einzelerfahrungen — darf nicht das
letzte Wort bleiben. Die biblische
Hoffnungsbotschaft muß sich stär-
ker erweisen als geschichtliche
Schuld und gegenwärtiges Versa-
gen. Sie kann sich stärker erwei-
sen, wenn wir uns ihrem Ruf zur
Umkehr stellen. Damit die Hoffnung
Zukunft hat.

Ich erwarte, daß wir Zeichen
der Hoffnung sehen

Wie auf dem Kirchentagsplakat:
ein großes, dunkles, beinahe er-
drückendes Kreuz. Aber ein grünes
Blatt, als Zeichen des Lebens, der
Versöhnung, der Hoffnung, sprießt
daraus. Wenn etwas dran ist an der
Aussage, daß die Kirche der Zu-
kunft in vielen kleinen, aktiven
Gruppen mitten in der Welt leben-
dig sein wird - dann ist der Markt
der Möglichkeiten auf dem Kirchen-
tag in Nürnberg ein solches Zei-
chen. 425 Gruppen stellen dar, wie
sie christliche Hoffnung zu verwirk-
lichen suchen: in der Mission und
der Evangelisation, in der politi-
schen Verantwortung, im Eintreten
für Menschenrechte und die ge-
schändete Natur, für Versöhnung
zwischen Ehepartnern und zwi-
schen den Völkern. Viele unsichere
und kritisierbare Versuche, viel be-
wundernswertes Engagement, ein
Mosaik lebendiger, kirchlicher Wirk-
lichkeit. Und wenn etwas dran ist
an der Aussage, daß Christen er-
löster aussehen müßten — Fest und
Feier werden an diesem Kirchentag
ihren nun schon unverzichtbaren,
breiten Raum einnehmen, weil ohne
sie christliche Hoffnung nicht glaub-
würdig sein kann. Die verschiede-
nen Formen gemeinsamen fest-
lichen Beisammenseins, fröhlichen
Feierns mit gemeinsamem Singen,
Hören auf das Wort der Hoffnung
und gemeinsamen Erlebens des
Anrufs dieses Wortes — sie werden
nicht nur die jungen Teilnehmer

etwas erfahren lassen von der froh-
machenden Kran der guten Bot-
schaft. Sie werden einladen zum
Mitsingen, Mitfeiern - wenn am
Freitagabend in den Messehallen,
in der Stadt und in vielen Gemein-
den Feierabendmahl begangen
wird —, sie werden einladen zum
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Nachmachen, zum Weiterführen
dieser Erfahrung später zu Hause.
Denn dort muß sich herausstellen,
ob die Kirchentagslosung von Nürn-
berg einen tragenden Grund bilden
kann. Ob die biblische Hoffnung
etwas austrägt in den privaten
und gesellschaftlichen Spannungen:
ob der Ruf der Hoffnung uns er-
reicht hat.

Aus unserer Arbeit

Professor Dr. Hans-Martin
Pawlowskl neuer EAK-Landes-
vorsltzender in Baden

Heidelberg: In Verbindung mit
der Europatagung in Heidelberg
hielt der EAK-Baden seine alle zwei
Jahre stattfindende Generalver-
sammlung ab. Zu Beginn sprach
Dekan Helmut Feil (Breiten) ein
geistliches Wort und würdigte Le-
ben und Arbeit des verstorbenen
Vorsitzenden, Traugott Bender.

Im Anschluß daran erstattete Mi-
chael Feist den Tätigkeitsbericht des
Vorstandes. Als wesentliche Aufga-
ben der kommenden zwei Jahre
stellte er heraus, daß der EAK inner-
halb der Partei auf allen Ebenen
mehr Gewicht bekommen müsse, um
die Bedeutung des „C" noch mehr
ins Bewußtsein zu rücken. Außerdem
müsse sich der EAK zu einem noch
ernsthafteren Gesprächspartner für
Kirche und evangelische Christen
entwickeln. Dafür sei eine Inten-
sivierung der Arbeit auf allen Ebe-
nen, vor allem in Orts- und Kreis-

verbänden notwendig und eine Um-
strukturierung der Vorstandsarbeit
sinnvoll. Die Generalversammlung
stimmte diesen Überlegungen zu,
indem sie eine Satzung beschloß,
die diesen Zielen Rechnung trägt.
Auf der Grundlage dieser Satzung
wurde dann der neue Vorstand
gewählt. Vorsitzender wurde Pro-
fessor Hans-Martin Pawlowski
(Schriesheim). Als geschäftsführen-
der Vorsitzender bestätigt wurde
Michael Feist (Freiburg/Wertheim).
Zum engeren Vorstand gehören fer-
ner Wanda von Baeyer-Katte (Hei-



delberg), Pfarrer Kurt Meythaler
(Pforzheim), Professor Erich Thies
(Heidelberg) und Klaus von Trotha
MdL (Konstanz) sowie als Finanz-
referentin Dorothea Reichard (Marx-
zell). Insgesamt gehören dem aus
25 Mitgliedern bestehenden Vor-
stand vier Landessynodale, vier
Pfarrer, sieben Damen und zwei
Landtagsabgeordnete aus dem gan-
zen Bereich der Badischen Landes-
kirche an — eine Zusammensetzung
des Gremiums, die eine ausgewo-
gene und breit angelegte Arbeit er-
hoffen läßt. Die erste Sitzung des
neuen Vorstandes wird bereits im
Juni stattfinden.

Evangelischer Auftrag für Europa

Heidelberg: „Zu lange hätten die
Evangelischen Kirchen im Gegen-
satz zu den Katholiken landes-,
volks- und minderheitskirchlich ge-
dacht und zu wenig christlich. Heute
sehe es so aus, als ob der Prote-
stantismus unfähig wäre, Lösungen
und Vorschläge für europäische
Probleme anzubieten. Seine Zu-
kunft hänge jedoch davon ab, ob es
ihm gelinge, einen Beitrag für das
neue Europa zu machen." Dies
steht in einem Bericht des Evange-
lischen Pressedienstes (epd) über
ein Referat von Dr. Andre Appel
(Straßburg), Vorsitzender der Kon-
ferenz Europäischer Kirchen und
ehemaliger Generalsekretär des
Lutherischen Weltbundes, mit dem
die Europatagung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU
in Heidelberg eröffnet wurde. In
einem viel beachteten Vortrag ging
der Redner auf „Die Lage des Pro-
testantismus in Europa" ein.

Landesbischof Heidland (Karls-
ruhe) leitete den zweiten Teil der
Tagung mit einem geistlichen Wort
ein. Er sprach ein deutliches Ja zu
Europa aus, mahnte aber Politik
und Kirche, in diesem Europa ihre
Verantwortung als Christen wahrzu-
nehmen.

Michael Feist (Freiburg) wies in
seinen Begrüßungsworten darauf
hin, daß es für Europa von beson-
derer Bedeutung sei, daß die mei-
sten seiner Bewohner getaufte
Christen sind. Dem müsse eine an
christlichen Werten orientierte Poli-
tik Rechnung tragen.

Namhafte Politiker und Vertreter
der Kirche nahmen dann zu ver-
schiedenen Aspekten der Tagung
Stellung, die unter dem Thema
stand „Evangelischer Auftrag für
Europa". Louis Jung, Abgeordneter
aus Frankreich, Professor Christoph
Link, Vertreter des EAK der ÖVP,
Hans Schoch, Zentralsekretär der
EVP der Schweiz und Professor
Gerhard Zeitel, Vorsitzender der
CDU-Nordbaden, überbrachten
Grüße, Eduard Adorno, Minister
und Europabeauftragter in Baden-
Württemberg, und Helmut Kohl
schickten Grußtelegramme. Mini-
sterpräsident Lothar Späth (Stutt-
gart) griff die Frage auf, „warum
Europa eine direkte Notwendigkeit
ist" und wandte sich in diesem Zu-
sammenhang besonders der Ju-
gend zu.

In den Hauptvorträgen gingen
Kai-Uwe von Hassel und Kirchen-
rat Albert Roth auf die politischen
und kirchlich-theologischen Ge-
sichtspunkte des Tagungsthemas
ein. Roth machte deutlich, daß ge-
rade auch evangelische Christen für
das werdende Europa Verantwor-
tung tragen und durch ihre Arbeit
Möglichkeit und Aufgabe hätten,
Europa nicht gleichgültig gegen-
überzustehen. In mahnenden Wor-
ten wies er unter anderem auf die
Erklärung der EKD hin, die weg-
weisende Orientierungspunkte for-
muliert hatte.

Nach Mittagspause und Presse-
gespräch tagten vier Arbeitsgrup-
pen in den Sälen des Heidelberger
Schlosses und befaßten sich mit
folgenden Themen: „Geistige
Grundlagen für ein Europa in Frei-
heit", „Grundlagen einer euro-
päischen Bildungspolitik", „Ein ge-
eintes Europa — die Bewährung für
die Ökumene" und „Soziale Ge-
rechtigkeit in Europa — Auftrag an
die junge Generation". Landtags-
präsident Albrecht Martin (Bad
Kreuznach), Kultusminister a. D.
Professor Wilhelm Hahn (Heidel-
berg), Pfarrer Marc Lenders (Brüs-
sel) und Staatssekretär Kurt Härz-
schel (Waldshut) gaben jeweils eine
Einführung, Podien aus Vertretern
von Kirche und Politik sowie nam-
hafte Experten standen zum Ge-
spräch zur Verfügung.

Die öffentliche Veranstaltung am
Schluß der Tagung stand unter der
Überschrift „Unser Weg nach
Europa". Unter Leitung von Profes-
sor Wilhelm Hahn gingen MdB
Philipp von Bismarck, der Bundes-

vorsitzende des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU/CSU und Kul-
tusminister Professor Roman Her-
zog nochmals grundsätzlich auf die
bevorstehenden Wahlen und die
Verantwortung des Einzelnen ein.
Nochmals wurde das Ja von Kir-
che, EAK und CDU zu Europa
unterstrichen und zur Beteiligung
an der Europawahl aufgefordert.

„Radikalenerlaß" oder
„Berufsverbot"?

Schwarzenbruck: Der Ansbacher
CSU-Bundestagsabgeordnete Carl-
Dieter Spranger sprach kürzlich im
Hospiz in Rummelsberg.

Vor einer stattlichen Zahl vorwie-
gend junger Menschen überbrachte
das Mitglied des Vorstandes der
CSU Schwarzenbruck, Herr Vogt,
einige Grußworte. Er bedankte sich
bei der Leitung der Rummelsberger
Anstalten für die freundliche Auf-
nahme, die die Veranstalter gefun-
den haben. Darüber hinaus wies
Vogt auf die Brisanz des Themas
„Radikalenerlaß oder Berufsverbot"
hin. Er gab der Hoffnung Ausdruck,
daß sich dennoch eine faire und
ausgeglichene Diskussion ergeben
würde.

Als nächster richtete der Vorsit-
zende des EAK-Ortsverbandes
Schwarzenbruck, Thomas Schmitt,
Worte des Dankes an Carl-Dieter
Spranger für sein Kommen. Diese
Verantstaltung sei, so Schmitt, eine
Antwort auf die große Nachfrage zu
diesem Thema. Dann übergab er
das Wort an den Referenten.

Positionen der CSU aufzeigen
und Irrtümer aufklären, das sei, so
Spranger, sein Hauptanliegen bei
dieser Veranstaltung. Grundsätzlich
schickte er voraus, daß der Be-
schluß des Ministerpräsidenten und
des damaligen Bundeskanzlers
Brandt von 1972 nur Richtlinien für
die Handhabung des Extremisten-
erlasses gab, nach denen ein Be-
amter treu zur Verfassung stehen
und ein aktives Bekenntnis zum
Staat ablegen müsse. Den Anlaß zu
diesem Beschluß gaben die nach
den Studentenbewegungen von
1967/68 vor allem in Berlin und
Hamburg in den Staatsdienst drän-
genden politisch extremistischen
Studenten. Um diesem „Marsch
durch die Institutionen" Herr zu



werden, sei ein gemeinsames Vor-
gehen auf Bundesebene nötig ge-
worden.

Der wesentliche Grund dafür ist,
nach Spranger, die Verpflichtung
des Staates, seine Feinde aus dem
öffentlichen Dienst fernzuhalten.
Extremisten seien nie über Wahlen
an die Macht gekommen, sondern
hätten seit jeher die Strategie des
sog. Marsches durch die Institutio-
nen verfolgt.

Kommunisten im Staatsdienst
verhinderten das Funktionieren in
Krisenzeiten, gab Spranger als
einen wesentlichen Gesichtspunkt
dieser Strategie an. Als Beispiel
verwies er auf die französische
Post, in der große Teile der Plan-
stellen durch Kommunisten besetzt
und von diesen Listen über miß-
liebige Personen für einen be-
stimmten Tag X angefertigt worden
seien.

Ein ebenso wichtiges Thema in
diesem Zusammenhang sei die In-
doktrination durch kommunistische
Lehrer.

Die Frage, ob die bloße Mitglied-
schaft in einer extremistischen Or-
ganisation für eine Ablehnung aus-
reichend sei, bejahte Spranger,
denn eine Befürwortung der Sat-
zung einer solchen Organisation,
die durch den Beitritt ja gegeben
sei, verpflichte das Mitglied wegen
der Radikalität der Satzung, dem
Staat feindlich gegenüber zu ste-
hen. Auf der einen Seite Treue zur
Verfassung zu schwören, auf der
anderen Seite diese aber durch
den Beitritt zu einer extremistischen
Organisation zu bekämpfen, das sei
miteinander nicht vereinbar.

Daß durch die Bundesregierung
das Instrument der Regelanfrage
abgeschafft wurde, habe in keiner
Weise dazu beigetragen, den Extre-
mismus wirksam zu bekämpfen,
sondern lediglich die ganze Last
der Verantwortung auf den einzel-
nen Beamten, der mit der Durch-
führung des Beschlusses beauftragt
ist, abgeschoben.

Im zweiten Teil seiner Ausfüh-
rungen wandte sich Spranger ge-
gen die Kampagne „Weg mit den
Berufsverboten". Dazu zitierte er
aus einem Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichtes, in dem es
heißt, daß das Schlagwort „Berufs-
verbot" nichts in der Bundesrepu-
blik zu suchen habe. Dieser Aus-
sage schloß er sich an. Durch das
Kennen des Urhebers sei klar,

warum dieses Schlagwort in die
Diskussion eingeführt worden sei.
Der sog. Weltfriedensrat in Helsinki
und andere kommunistische Volks-
frontorganisationen haben dieses
Schlagwort produziert, um den
Gegnern unseres Staates in den
öffentlichen Dienst zu helfen. Durch
die Abschaffung der Regelanfrage
sei nun, so schloß Spranger, der
öffentliche Dienst den Aktivitäten
extremistischer Kreise schutzlos
preisgegeben.

Diesen Ausführungen schloß sich
eine lebhafte Diskussion an, in
deren Verlauf es auch zu härteren
Konfrontationen mit Zuhörern aus
dem linken Lager kam, die jedoch
in geregelten Bahnen verliefen.

In seinem Schlußwort zur Veran-
staltung bedankte sich der Vorsit-
zende des EAK Schwarzenbruck,
Thomas Schmitt, für die Diskus-
sionsbereitschaft und wies darauf
hin, daß gerade dieser Abend ge-
zeigt habe, daß der EAK ein offenes
demokratisches Forum sei, eine
Selbstverständlichkeit unseres Staa-
tes.

Kritische Anfragen an die
Transzendentale Meditation

Pforzheim: Sehr rasch deutlich
wurden die Grenzen von Gemein-
samkeiten zwischen der Transzen-
dentalen Meditation (TM) und des
auf biblischem Fundament beruhen-
dem Glauben bei einer öffentlichen
Informationsveranstaltung, zu wel-
cher der Evangelische Arbeitskreis
der CDU und die Junge Union ins
Hotel Martinsbau eingeladen hat-
ten.

Die Heidelberger Psychologin Dr.
Wanda von Baeyer-Katte hatte als
Referentin und Gesprächspartnerin
bei den recht zahlreich erschiene-
nen Interessenten keinen leichten
Stand. Trotzdem gelang es der Mit-
verfasserin des vor kurzem erschie-
nenen Buches „Neue Jugendreli-
gionen" schon zu Beginn, die be-
stehenden Unterschiede klar her-
auszustellen: Die Technik der
Transzendentalen Meditation, ihrem
Ursprung nach in der alten indi-
schen Mythologie verwurzelt und in
der Mantra-Meditation, vor allem im
Tantrismus praktiziert, führe durch
Überschreiten der Bewußtseins-
schwelle in einen leeren Raum.

Dem gegenüber stehe die christ-
liche „Einkehr", die persönliche Ge-
wissenserforschung, die die Wirk-
lichkeit des täglichen Lebens nicht
verdrängt, sondern das eigene Ich
mit allen seinen Schwächen vor
Gott bringt. Nicht durch eine er-
lernbare Technik, sondern allein
durch die Macht der göttlichen Ver-
gebung werde der Mensch frei,
„auch zum Handeln in der Welt".
Die von TM propagierte „Weltregie-
rung durch Gedankenmacht" be-
zeichnete Frau Dr. Baeyer-Katte als
den Gipfel des Abstrakten.

In der anschließenden Diskus-
sion, die vom EAK-Kreisvorsitzen-
den, Pfarrer Kurt Meythaler geleitet
wurde, klafften die Meinungen weit
auseinander.

Wie alle Veranstaltungen des
Evangelischen Arbeitskreises wurde
auch dieser Abend mit einem
„geistlichen Wort" eröffnet. Jugend-
referent Reiner Lichdi vom Schloß-
bergzentrum sprach in seiner Kurz-
andacht über die Warnungen des
Apostels Paulus in seinem Brief an
die Kolosser.

Die Gesamtleitung der Veranstal-
tung hatte der Vorsitzende der Jun-
gen Union Pforzheim, Gemeinde-
ratskandidat Matthias Wittwer über-
nommen.

EAK in Israel

Lübeck/Kiel: Der Evangelische
Arbeitskreis der CDU Lübeck/Kiel
besuchte mit Ulrich Böhme, MdBü,
Israel und Jordanien. Es wurden die
heiligen Stätten der Christenheit,
des Judentums und des Islams auf-
gesucht, um damit auch die außer-
gewöhnlich politisch-brisante Ge-
schichtlichkeit dieses Landes zwi-
schen Jordan und Mittelmeer ken-
nen zu lernen. Dazu die Sinai-Halb-
insel, wo die vereinbarte Grenzkor-
rektur schon im Gange war, ein
Kibbuzz in Galiläa und die Grenze
zum Libanon, wo bedingt durch die
große Sadat-Rede Bombenan-
schläge und Vergeltungsangriffe
fast alltäglich waren. Das politische
Ziel dieser Reise war die Begeg-
nung mit den Juden, doch auch mit
den Arabern, um zu einem von uns
erwarteten ausgewogenen Urteil
zwischen Isreaelis und Palästinen-
sern zu kommen.



Nach welchem Verfahren in Europa
am 10. Juni 1979 gewählt wurde

Die Durchführung der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament geschah in den Ländern der Europäischen
Gemeinschaft nach unterschiedlichen Kriterien. Wegen einer Reihe von Leseranfragen und nicht zuletzt auch auf-
grund der Diskussionen anläßlich der E AK-Europatagung in Heidelberg bringt die „Evangelische Verantwortung"
nachfolgend eine Zusammenstellung, die Auskunft darüber gibt, wie verschieden der Weg des einzelnen Parla-
mentariers aus seinem Land nach Europa ist.

Belgien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Zahl der Sitze
Europäisches Parlament

24
(13 Sitze für Flamen,
11 für Wallonen)

81
(3 Mandate entfallen auf Berlin;
sie werden durch das
Abgeordnetenhaus besetzt)

16
(1 Sitz für Grönland)

81

81
(davon 3 für Nordirland)

15

81

6

25

Wahls
Nationalparlament

Verhältniswahl
(Verf. Art. 48,2)

Gemischte Mehrheits- und
Verhältniswahl
(BWahIG § 6)

Verhältniswahl
(WG Art. 42 ff.)

absolute Mehrheitswahl
in Einmannwahlkreisen mit ggf.
2 Wahlgängen (CE L 123)

relative Mehrheitswahl
In Einmannwahlkreisen

Verhältniswahl
(Verf. Art. 16,2; S. 17 EA 23)

Verhältniswahl
(Art. 1 u. 77 T.U. Nr. 361)

Verhältniswahl
(Verf. Art. 51)

Verhältniswahl
(Verf. Art. 91)

Astern
Europäisches Parlament

Verhältniswahl
nach Listen

Verhältniswahl
(Parteien können Kandidaten-
listen getrennt nach Bundes-
ländern oder eine einheitliche
Bundesliste vorlegen)

Verhältniswahl
nach Listen
(Faröer-lnseln wählen nicht)

Verhältniswahl
nach Listen

Mehrheitswahl
(Nordirland:
Verhältniswahl nach System der
übertragbaren Einzelstimme)

Verhältniswahl
nach traditionellem irischem
Wahlsystem der übertragbaren
Einzelstimme

Verhältniswahl
nach Listen

Verhältniswahl
nach Listen
(jeder Wähler hat 6 Stimmen)

Verhältniswahl
nach Listen

Belgien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Sperrklauseli
Nationalparlament

keine

mindestens 5 % der Zweitstimmen oder
3 Direktmandate

eine Partei muß entweder ein Kreismandat
erringen oder 2 % der gültigen Stimmen
erreichen oder die für ein Kreismandat durch-
schnittlich benötigten Stimmen

keine

keine

keine

keine

keine

keine

i für Parteien
Europäisches Parlament

keine

bei Sitzverteilung werden nur Parteien
berücksichtigt, die mehr als 5 %
der abgegebenen Stimmen erhalten

keine

5%

keine

keine

keine

keine

keine



Belgien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Nationalpark

aktiv

21
Wahlpflicht

18

18

18

18

18

18

18
Wahlpflicht

18

Wah
ment

passiv

25

18

18

23

21

21

25

21

25

alter
Europ. Paria

aktiv

18
Wahlpflicht

18

18

18

18

18

18

18
Wahlpflicht

18

ment

passiv

21

18

18

23

21

21

25

21

25

Aktives Wahlrecht

Nationalparlament

ja (Vollmacht)

nein
Ausnahme: Beamte,
Soldaten und Angehörige
des öffentlichen Dienstes,
die sich aufgrund dienst-
licher Anweisungen im
Ausland aufhalten

nein
Ausnahme: Regierungs-
beamte, die sich
dienstlich im Ausland
aufhalten (+ Ehepartner)

ja
(Vollmacht)

nein
Ausnahme: Beamte,
Angehörige der Streit-
kräfte und des British
Council (+ Ehepartner),
die dienstlich im Ausland
sind

nein

ja
Erleichterungen zur
Stimmabgabe im Heimat-
wahlkreis

nein

nein

Für AuslandsbQrger

Europäisches Parlament

ja (nach Wahlgesetz-
entwurf)

ja
alle in der EG wohnenden
Deutschen sind wahl-
berechtigt

ja
Wahlrecht auch für
Dänen, die im EG-Gebiet
leben

ja
(in französischen
Auslandsvertretungen)

nein
Ausnahme: Beamte und
Angehörige der
Streitkräfte

ja,
aber Stimmabgabe im
Heimatstaat

Möglichkeit der Stimm-
abgabe für in anderen
EG-Staaten lebende
Wanderarbeitnehmer
(in Konsulaten)

nein

Wahlrecht für in
EG-Ländern lebende
Niederländer

Belgien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

Irland

Italien

Wahlkreis

Nationalparlament

30 Wahlkreise

248 Wahlkreise

3 Wahlzonen, unterteilt in
17 Wahlkreise; Grönland und
Färöer je 1 Wahlkreis

470 Wahlkreise

635 Wahlkreise

gesetzlich geregelt;
zur Zeit 48 Wahlkreise

32 „Circoscrizioni"

eintellung

Europäisches Parlament

3 Wahlkreise
(Flandern, Wallonien, Brüssel)

nationales Wahlgebiet

nationales Wahlgebiet

nationales Wahlgebiet

78 Wahlkreise
(66 England, 8 Schottland,
4 Wales)
+ 3 Mandate aus Nordirland

4 Wahlkreise

5 Wahlregionen

Einfluß des Wählers auf
Listenreihenfolge

Europäisches Parlament

Veränderung der Reihenfolge
innerhalb einer Liste möglich
(Präferenzkandidat oder Liste)

nein

Veränderung der Reihenfolge
innerhalb einer Liste möglich
(Präferenzkandidat oder Liste)

nein

Stimmen werden für den
Kandidaten individuell
abgegeben

Stimmen werden für den
Kandidaten individuell
abgegeben

Veränderung der Reihenfolge
innerhalb einer Liste möglich
(Präferenzkandidat oder Liste)



Luxemburg

Niederlande

4 Wahlkreise

18 Wahlkreise

nationales Wahlgebiet

nationales Wahlgebiet

Kandidaten können aus
verschiedenen Listen gewählt
werden

Veränderung der Reihenfolge
innerhalb einer Liste möglich
(Präferenzkandidat oder Liste)

Belgien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

'

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Finanzierung di
durch de

Nationalparlament

keine Regelung

pauschal 3,50 DM pro
Wahlberechtigten,
gemessen am Zweit-
stimmenanteil; Sperr-
klausel: 0,5% der
Zweitstimmen oder
10 % der Erststimmen
eines Wahlkreises

keine Regelung

Der Staat ersetzt den
Kandidaten, die
mindestens 5 % der
abgegebenen gültigen
Stimmen erhalten,
bestimmte Kosten

Der Staat gewährt die
Benutzung öffentlicher
Gebäude zur Abhaltung
von Wahlversamm-
lungen sowie die
gebührenfreie Beförde-
rung einer Wahl-
sendung pro Wähler

wie Großbritannien

Die Ausgaben für den
Wahlkampf werden
vom Staat übernommen

keine Regelung

keine Regelung

üs Wahlkampfs
»n Staat

Europ. Parlament

pauschal 3,50 DM pro
Wahlberechtigten,
sofern die Partei oder
politische Vereinigung
mindestens 0,5 % der
gültigen Stimmen im
Wahlgebiet erreicht hat

Den Parteien, die
mindestens 5 % der
Stimmen erreichen,
werden bestimmte
Wahlkampfkosten
erstattet

keine
Sonderregelungen

keine
Sonderregelungen

Wahlkampfkosten
werden in bestimmten
Grenzen erstattet

Wochentag d

Nationalparlament
— festgelegt?

ja, sonntags

ja, sonntags oder an
einem gesetzlichen
Feiertag

nein, normalerweise
ist es ein Dienstag

ja, sonntags

nein, traditionsgemäß
ein Donnerstag

nein, traditionsgemäß
ist es ein Dienstag,
Mittwoch oder
Donnerstag

nein, normalerweise
ist es ein Sonntag und
Montagmorgen

ja, sonntags

ja, mittwochs

er Wahl zum

Europ. Parlament

Sonntag, 10. Juni

Sonntag, 10. Juni

Donnerstag, 7. Juni

Sonntag, 10. Juni

Donnerstag, 7. Juni

Donnerstag, 7. Juni

Sonntag, 10. Juni

Sonntag, 10. Juni

Donnerstag, 7. Juni

48 Mitglieder der bisherigen Synode schieden aus

Aus dem kirchlichen Bereich be-
rief der Rat mit dem Präses des
Gnadauer Gemeinschaftsverban-
des, Pfarrer Kurt Heimbucher, einen
führenden Evangelikaien in die
EKD-Synode. Außerdem wurden
CVJM-Generalsekretär Matthias
Dannenmann, Missionsdirektor Pe-
ter Sandner, Oberin Annemarie
Klotz vom Zehlendorfer Diakonie-
verband und Prof. Eberhard Triesler
für die kirchlichen Mitarbeiterver-

bände berufen. Erneut berufene
Mitglieder der Synode wurden Hil-
degard Zumach von der Evangeli-
schen Frauenarbeit und Prof. Ger-
hard Grohs, der bisherige Vorsit-
zende der EKD-Kammer für Kirch-
lichen Entwicklungsdienst.

48 ordentliche Mitglieder der fünf-
ten EKD-Synode schieden aus, dar-
unter Bischof Gernot Jung, der
Politologe Prof. Kurt Sontheimer,
Bundesverfassungsrichter Helmut

Simon und der Präsident des Dia-
konischen Werkes, Theodor Scho-
ber. Die bekannte Psychagogin
Christa Meves gehört der neuen
Synode nur noch als stellvertreten-
des Mitglied an. Unter den stellver-
tretenden Synodalmitgliedern befin-
det sich mit der italienischen Pfar-
rerin Carmen Ceteroni erstmals
eine Vertreterin der evangelischen
ausländischen Mitbürger.

10



Hoffnung Stadt
Zweite Jahrestagung des EAK der OVP

Wien: Um es vorweg zu sagen:
es war eine recht ungewöhnliche
Tagung, was Thema und Beiträge
anlangt. Teilnehmer aus ganz
Österreich waren in der Herzogs-
burg von Perchtoldsdorf bei Wien
zusammengekommen, um die
„Hoffnung Stadt" zu diskutieren.

Vorangegangen war dieser Ta-
gung in Österreich ein höchst be-
wegtes Halbjahr, in dem vier ver-
schiedene Urnengänge sehr unter-
schiedliche Ergebnisse erbracht
hatten. Im Oktober 1978 war der

r Volkspartei in Wien unter ihrem
dynamischen jungen Obmann mit
der Rückeroberung der Position
des Vizebürgermeisters und von
fünf Mandaten ein außergewöhn-
licher Erfolg gelungen. Anfang No-
vember blieb dann die gesamte
sozialistische Propagandamaschine
samt ihrem Obmann Bruno Kreisky,
der sein ganzes Prestige eingesetzt
hatte, gegen das Häuflein der
Atomgegner auf der Strecke. Als
dann nach Weihnachten Bundes-
kanzler Kreisky die Nationalrats-
wahlen auf den 6. Mai vorverlegte,
glaubte niemand an einen soziali-
stischen Erfolg.

Aber die ebenfalls vorverlegten
niederösterreichischen Landtags-
wahlen brachten im März 1979 ein
erstes Wetterleuchten: mit viel

C Glück konnte die Volkspartei ihren
Verlust in Grenzen halten, sie ver-
lor ein Mandat und verfügt in die-
sem größten Bundesland Öster-
reichs weiter über die absolute
Mehrheit. Als am Nachmittag des
6. Mai dann klar wurde, daß die
Sozialisten Stimmen und Mandate
gewonnen haben, (der Mandats-
stand lautet jetzt 95 SPÖ, 77 OVP
und 11 FPÖ) standen die meisten
Beobachter vor einem Rätsel. Ziem-
lich rasch wurde aber klar, was ge-
schehen war, nämlich — so kurios
das klingen mag — eine stockkon-
servative Wahl. Hatte noch alles ge-
lächelt, als sich Bruno Kreisky für
das Titelbild seiner Wahlkampf-
illustrierten vor dem Bild des jun-
gen Kaisers Franz Josef hatte
photographieren lassen, so brachte
der 6. Mai nun die Bestätigung: in
einer Zeit der Krisen und der Ver-

änderungen votierte die Mehrheit
(etwas über 51 Prozent) für das
Bestehende, sprach sich also gegen
Veränderung aus. Die Volkspartei
konnte ganz offensichtlich den
grundsätzlichen Unterschied zum
sozialistischen Weg ins Glück nicht
klar genug machen. Dazu kam, daß
in einigen Bundesländern der Wahl-
kampf von den Landesorganisatio-
nen eher lau und manchmal gar
nicht geführt worden war. Dort
waren dann auch die Verluste am
6. Mai am höchsten.

Seither hat in der Volkspartei
eine breit angelegte Diskussion
eingesetzt, und zwar durchaus zu-
kunftsorientiert über die Partei-
struktur und die möglichen und
nötigen Inhalte politischer Aus-
sagen und ihr Verhältnis zur Reali-
tät, grob gesprochen zum Selbst-
verständnis und Stil, auch Lebens-
stil der Politiker.

Erst vor diesem Hintergrund wird
verständlich, daß im Mittelpunkt der
zweiten Jahrestagung des EAK
Österreich in Perchtoldsdorf der
Versuch stand, Fragen und mögliche
Antworten neu zu buchstabieren.
Nach der grundsätzlichen Besin-
nung des Vorjahres auf spezifisch
evangelische Positionen (vgl. EV
7/1978), wurde heuer die konkrete
Umsetzung für den Bereich der
Stadt versucht. Nicht im Sinne einer
Rezeptur freilich, sondern im Orten
von Problemzonen und der Rück-
frage nach der eigenen Position.

So führte am Eröffnungsabend
Stadtrat Dr. Jörg Mauthe in ein-
dringlicher Weise tief in die Pro-
blematik der Stadt: Traum oder
Alptraum, Megalopolis oder Ab-
glanz eines himmlischen Jerusalem
— oder nichts davon? Der Dekan
der Wiener Evangelisch-theologi-
schen Falkultät, Univ. Prof. Dr. Wil-
helm Dantine steckte Landmarken
für den Christen in der Stadt und
erklärte, daß der Protestantismus
eine historisch nachweisbare Mit-
verantwortung an Gestalt und
Eigenart des urbanen Wesens in
der Neuzeit trüge:

a) in positiver Hinsicht durch die
Herausarbeitung einer im Glauben

wurzelnden Verantwortung für Ge-
schick und Gestaltung bürgerlichen
Lebens,

b) aber auch negativ durch einen
allgemeinen Rückzug in die Inner-
lichkeit mit nachfolgender Blindheit
gegenüber den Problemen der ent-
stehenden Industriegesellschaft, wie
sie sich besonders im Wachstum
von Riesenstädten darstellten.

In drei Arbeitsgruppen wurde
schließlich versucht, einzelne Pro-
blemzonen zu erfassen: Kirche in
der Stadt - Die integrative Funk-
tion der Gemeinde - stimmt das
so, oder ist die Stadtgemeinde nur
ein fortgeschriebenes Gemeinde-
modell aus ganz anderem Raum
und so desintegrierend und untaug-
lich? Oder: Stadt ohne Nachbar-
schaft — Von der Anonymität zur
Verantwortung. Aber welche Mög-
lichkeiten lassen ein hybrider So-
zialwohnbau und die ängstliche Ab-
schottung von Wohneinheiten da-
für? Und: Konkrete Hoffnung -
Praktische Hilfe für den Nächsten —
und hier die fast biblische Dimen-
sion der Frage: wer ist aber mein
Nächster?

Für uns Evangelische in der
Volkspartei — erklärte in seinem
Schlußwort der EAK-Geschäftsfüh-
rer und Wiener Gemeinderat Robert
Kauer - stellt diese Situation des
Neubeginns und des Fragens und
der Analyse eine ungeheuere Her-
ausforderung und Chance dar. Ge-
genüber dem verkrusteten und er-
starrten System sozialistischer
Machtstrukturen können neu und
radikal die Fragen nach den Grund-
sätzen und nach ihrer Verwirk-
lichung gestellt werden. In unserer
evangelischen Verantwortung liegt
es, diesen Beitrag zu leisten.

Zuvor hatte der Vorsitzende des
Evangelischen Arbeitskreises der
österreichischen Volkspartei,
Komm. Rat Kurt Landgraf, auf die
Bedeutung des EAK in Österreich
hingewiesen und die aus dem kirch-
lichen Bereich anwesenden Männer
und Frauen dazu aufgerufen, sich
im vorpolitischen Raum beim Evan-
gelischen Arbeitskreis zu engagie-
ren.
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Aus unserer Arbeit

Jahresversammlung des EAK
der CDU in Niedersachsen

Nienburg: Am 11. Mai 1979 fand
in Nienburg/Weser die Jahresver-
sammlung des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU in Nieder-
sachsen statt. Auf der Tagesord-
nung standen neben der Wahl des
Vorstandes Berichte über die Aktivi-
täten des vergangenen Jahres.

Zur neuen Vorsitzenden wurde
die bisherige stellvertretende Lan-
desvorsitzende Pastorin Gesa Con-
ring aus Hannover gewählt, nach-
dem Dr. Philipp von Bismarck, MdB,
der dem Arbeitskreis über viele
Jahre vorstand, wegen Arbeitsüber-
lastung auf eine erneute Kandidatur
verzichtet hatte. Er wird aber, wie
auch der CDU-Bundestagsabgeord-
nete Hans-Adolf de Terra aus Hil-
desheim, weiterhin im EAK-Landes-
vorstand Niedersachsen mitarbei-
ten.

Als Beisitzer wurden Klaus-Jür-
gen Hedrich, MdL (Uelzen), Gernot

.

Pittius (Nienburg), Robert Gräper
(Garstedt/Kr. Harburg) und Günter
Mast (Gifhorn) gewählt.

Mit dieser Vorstandszusammen-
setzung will man gleichzeitig auch
regionale Aktivitäten intensivieren
und das Gespräch mit der Kirche
und ihren Einrichtungen vertiefen.
Dabei sieht der Evangelische Ar-
beitskreis der CDU — und dies
wurde mit Nachdruck in der Vor-
standssitzung des Arbeitskreises in
Nienburg festgestellt — seine Auf-
gabe darin, Fragen von grundsätz-
licher Bedeutung zu diskutieren und
dabei Vertreter aus dem politischen
wie aus dem kirchlichen Leben zu
Wort kommen zu lassen. Es ent-
sprach daher auch einer EAK-Ge-
pflogenheit, nach der Delegierten-
sitzung eine öffentliche Veranstal-
tung zum Thema „Das Gewissen im
politischen Handeln" durchzufüh-
ren.

Auf dem Podium wirkten dabei
unter Leitung des Nienburger EAK-
Vorsitzenden Oberstudiendirektor
Gernot Pittius, Landessuperinten-
dent Dr. Günter Linnenbrink (Nien-

,

bürg), Monsignore Dr. Henry Fischer
(Hildesheim) sowie der Landtags-
abgeordnete Axel Schlotmann mit.

Landessuperintendent Linnen-
brink wies in seinen Ausführungen
darauf hin, daß das Gewissen von
der Umwelt und eigenen Erfahrun-
gen geprägt werde. Dabei verstehe
die protestantische kirchliche Tradi-
tion das Gewissen grundsätzlich als
Beziehung zu Gott. Doch Glaube
und Gewissen gehörten auch zu-
sammen und hätten sich im politi-
schen Alltag zu bewähren. Dr. Lin-
nenbrink erklärte weiter, daß Ver-
nunft und Sachverstand Vorausset-
zung zum verantwortungsbewußten
politischen Handeln seien. Einig
waren sich alle Anwesenden — und
das zeigte die Diskussion deutlich
— daß Gewissensentscheidungen
frei von Emotionen sein sollten und
die Kirche einen bedeutenden Bei-
trag zur Sensibilisierung und Bil-
dung des Gewissens beitragen
kann. Dabei sollte politisches Han-
deln von gegenseitigem Vertrauen,
von Ehrlichkeit und Fairneß be-
stimmt werden.

•

Kurz notiert

Dollinger: Stil der EKD-Synode
Vorbild für Parlamente

Berlin: Der faire Stil der Ausein-
andersetzung auf der Synode der
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) vom 13. bis 17. Mai in
Berlin sollte ein Vorbild für die

Parlamente und auch für das Ver-
halten zwischen den Schwesterpar-
teien CDU und CSU sein. Diese An-
sicht vertrat der ehemalige Bundes-
postminister und stellvertretende
Vorsitzende der CSU, der Synodale
Dr. Werner Dollinger, Neustadt an
der Aisch, nach Abschluß der Syno-
dendebatte. Wie man in Berlin An-

dersdenkende geachtet und respek-
tiert habe, sollte man auch unter
politischen Gegnern miteinander
umgehen, erklärte Dollinger, der
auch Mitglied der bayerischen Sy-
node ist. Der Bundestagsabgeord-
nete lobte auch das „sachliche"
Verhalten der Jugenddelegierten
auf der Synode.
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